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Von Ko-Produktion von Staatlichkeit zur Co-Performance of Governance. 
Eine Skizze zu kooperativen Governance-Strukturen von den Condottieri der Renaissance 
bis zu Public Private Partnerships
Gunnar Folke Schuppert
Zusammenfassung
Die Erbringung bestimmter Dienstleistungen und Güter wie etwa Sicherheit und Infrastruk-
tur, die wir klassischerweise vom Staat und seiner Verwaltung erwarten, erfolgt heute re-
gelmäßig kooperativ und arbeitsteilig. Soweit dabei nicht-staatliche Akteure als „Provider of 
Statehood“ auf die Bühne treten, ist der Staat – vermeintlich paradoxerweise – nicht mehr 
der alleinige Garant für das Gelingen gemeinwohlförderlicher Staatlichkeit. Der Beitrag ana-
lysiert diese „Ko-Produktion von Staatlichkeit“ als ein bereits historisch bewährtes Modell 
zur Bereistellung bestimmter Governance-Produkte und fragt nach der Beschaffenheit der 
nicht-staatlichen Akteure. Desweiteren untersucht er, welche vor allem als Regelungsstruk-
turen verstandenen Governancemodi zur Organisation des Zusammenwirkens von priva-
ten und staatlichen Akteuren in Frage kommen. Hier werden Beleihung und Konzession als 
überkommene, aber wandelbare rechtliche Gußformen diskutiert und das Phänomen der 
Public Private Partnerships beleuchtet. Schließlich werden verschiedene Theorieangebote aus 
Politik-, Verwaltungs- und Rechtswissenschaft auf Ihre Eignung für die Konstellationen ar-
beitsteiliger Staatlichkeitsproduktion hin untersucht.
Abstract
Public goods such as security and infrastructure are usually expected to be provided by the 
state and its administration. But the state is – seemingly a paradox – not the sole provider of 
statehood anymore. Other actors stepped on the stage. The paper analyzes this co-operative 
supply of goods and services under a governance perspective and asks as to who these non-
state co-producers of statehood actually are. It then examines which regulatory structures are 
particularly suitable for the organization of the cooperation between state and private actors. 
The traditional, but changeable legal forms Beleihung and Konzession are discussed as well 
as the phenomenon of public private partnerships. Finally, different approaches from political 
and legal theory and their specific contribution to a better understanding of modern coope-
rative statehood are examined.
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1. „Provision of Statehood“ oder „Performance of Governance“: „Who does what?” lautet 
die gemeinsame Fragestellung
In diesem Beitrag geht es darum, „die arbeitsteilige, kooperativ erbrachte Bereitstellung von 
Dienstleistungen und Gütern, deren Erbringung wir normalerweise vom Staat und seiner Ver-
waltung erwarten“ (Schuppert 2007a: 499) zu analysieren und zunächst einmal auf den ange-
messenen Begriff zu bringen. Dafür den Begriff „Ko-Produktion von Staatlichkeit“ zu verwen-
den, läge zwar einerseits nahe, weil damit der Anschluss an die allenthalben geführte Debatte 
über den Wandel von Staatlichkeit gewährleistet wäre und zudem der Tatsache Rechnung ge-
tragen würde, dass es in den sogenannten Räumen begrenzter Staatlichkeit in aller Regel um 
(Wieder-)Herstellungsprozesse von Staatlichkeit geht und nicht etwa um Prozesse der Staatsü-
berwindung; andererseits aber würde der unbestreitbare Befund vernachlässigt, dass der Staat 
und seine Verwaltung nicht mehr die alleinigen Hervorbringer von Staatlichkeit sind, der Staat 
– was die „provision of statehood“ angeht – nur noch ein „provider“ unter anderen ist, also ein 
zwar nach wie vor besonderer, aber eben nicht mehr alleiniger Governance-Akteur; in dem 
Beitrag von Klaus Dieter Wolf über „The New Interplay between the State, Business and Civil 
Society“ (2008) heißt es dazu wie folgt:
„To regard ‚states as the sole providers of public goods has become an increasingly inappro-
priate over-simplification’ because technological and commercial forces, notably the 
market-driven diffusion of information technological, ‚alter the relative capabilities 
of different types of actors to solve […] collective action problems, in particular in-
creasing the capacity of non-state actors relative to states’ (Florini 2000: 15, 21). The 
former Secretary General of the United Nations, Kofi Annan, accurately described 
the need to overcome the limits of international governance in order to cope with 
the fundamental problems in world society when he stated that ‚peace and prospe-
rity cannot be achieved without partnerships involving Governments, international 
organisations, the business community and civil society. In today’s world, we depend 
on each other’ (Annan,31.12.1998). Following this course, the political modernization 
of international governance has given rise to various new kinds of transnational 
governance arrangements in which public and private actors pool resources, share 
responsibilities – and re-define themselves.”
Genau darum geht es, nämlich um die von der in Bezug genommenen Autorin Ann M. Florini 
gestellte Frage „Who does what?“, eine Frage, die nur Sinn macht, wenn wir von einer Plurali-
tät von Governance-Akteuren ausgehen, sowie davon, dass der Staat zwar weder abdankt, noch 
erkrankt ist oder sich sonstwie enttäuscht von dieser Welt verabschiedet, aber nur noch als ein 
Governance-Akteur unter anderen fungiert. Diesem Prozess der „Entzauberung des Staates“ 
(Willke 1983) gilt es auch mit der Wahl der Begrifflichkeit zur Kennzeichnung des Phänomens 
einer zunehmend arbeitsteilig erbrachten Bereitstellung öffentlicher Güter angemessen Rech-
nung zu tragen, was es u.E. gebietet, nicht auf der begrifflichen Zentralität von Staat und Staat-
lichkeit zu beharren, sondern eine auch in der Begriffswahl deutlich werdende Prozessperspek-
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tive einzunehmen, die den „governance turn“ in der Diskussion über moderne Staatlichkeit, 
zumal in Gegenden begrenzter Staatlichkeit, mit vollzieht.
Nach dieser begrifflichen Vorklärung soll aus drei verschiedenen, aber einander ergänzenden 
Perspektiven ein Blick auf den unstreitigen Befund geworfen werden, dass „to regard states as 
the sole providers of public goods has become an increasingly inappropriate over-simplifica-
tion (Wolf 2008).“
1.1 Governance im Vergleich
Bei dem Vergleich von Governance mit anderen, vertrauten Phänomenen, der häufig unter-
nommen wird, um den Neuigkeitswert von Governance herauszuarbeiten (siehe dazu Schup-
pert 2008a), spielen zwei Vergleichspaare eine wichtige Rolle, auf die wir einen kurzen Blick 
werfen wollen:
•	 Das erste Vergleichspaar ist das von Management und Governance. Wenn man die Ergebnisse 
dieses von Werner Jann (2002) vorgenommenen Vergleichs ansieht, so fällt zunächst einmal 
ein grundsätzlicher Perspektivenwechsel auf: Während es bei der Management-Perspektive 
um eine Binnensicht auf die öffentliche Verwaltung geht, die es „zu managen“ gilt, steht 
beim Governance-Ansatz das Verhältnis von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren im Vorder-
grund. Noch interessanter sind die von Jann als governance-typisch reklamierten Begriffe, 
die diesen Perspektivenunterschied bekräftigen:
•	Koordination öffentlicher und gesellschaftlicher Akteure
•	Koordination verschiedener Steuerungsformen
•	Neue Aufgabenteilung
• Koproduktion
•	Selbstregelung
•	 Das zweite Vergleichspaar ist das von Government und Governance und auch hier führt der 
Vergleich zu ähnlichen Ergebnissen (Benz 2004); während die Government-Perspektive auf 
den Staat fokussiert sei und die Hierarchie als wichtigste Institution im Mittelpunkt ste-
he, stünden beim Governance-Ansatz – so Benz – gänzlich andere Begriffe im Vordergrund, 
nämlich:
•	Institutionelle Struktur
•	Netzwerke
•	Steuerung und Koordination im Kontext institutioneller Regelsysteme
•	Verhandlungen staatlicher und/oder gesellschaftlicher Akteure
•	Anpassung institutioneller Regelsysteme
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•	Koproduktion öffentlicher Güter
•	Institution und Politik (Management des institutionellen Wandels).
All diese von Jann und Benz als governance-typisch benannten Begriffe vereinen zweierlei: Einmal 
belegen sie, dass der Governance-Ansatz – wie Renate Mayntz es im Zusammenhang des Ver-
gleichs mit der Steuerungstheorie formuliert hat – „sich mit einem eigenen Satz von Fragen 
befasst und dabei das Augenmerk auf andere Aspekte der Wirklichkeit […] lenkt“ (Mayntz 2006: 
1ff). Zum anderen signalisieren sie, in welche Richtung die Reise gehen soll: Denn all diese als 
governance-typisch genannten Begriffe zeigen die Notwendigkeit erheblicher Koordinationslei-
stungen, da sonst das Zusammenwirken öffentlicher und privater Handlungskompetenz, das wir 
als Zentralproblem des modernen Verwaltungsstaates ansehen (Schuppert 2006, im Anschluss 
an Scherzberg 2003), nicht organisiert werden kann. Von da ist es nur noch ein kurzer Weg zu 
dem von uns für richtig gehaltenen Verständnis von Governance als Koordination staatlicher und 
nichtstaatlicher Akteure in und durch Regelungsstrukturen, ein Verständnis, das wir an anderer Stelle 
näher entfaltet haben (Schuppert 2007a).
1.2 Der Staat bekommt Gesellschaft
Die zweite Brille, die wir für unser Bemühen um eine erhöhte Sehschärfe nützlich finden, 
ist eine prozessorientierte Perspektive, die den Wandel von Staatlichkeit zu ihrem Analysefokus 
macht (siehe dazu die Beiträge in Leibfried/Zürn 2006). Die am Bremer Sonderforschungsbe-
reich „Wandel von Staatlichkeit“ arbeitenden Autoren Philipp Genschel, Stephan Leibfried und 
Bernhard Zangl haben unter dem etwas irreführenden Bild der Zerfaserung von Staatlichkeit1 
genau diesen von uns für zentral gehaltenen Trend zur Ko-Produktion von Staatlichkeit be-
schrieben (Genschel et al. 2006):
„Dieses Bild ist dadurch geprägt, dass sich um den Staat herum neue internationa-
le und private Institutionen anlagern, die sich mit dem Staat die Verantwortung für 
die Erbringung normativer Güter teilen. Nicht mehr nur die staatlichen Instanzen, 
sondern vermehrt auch gesellschaftliche und internationale Institutionen treten 
als Rechtsgaranten, Legitimationsträger, Wohlfahrtsproduzenten und Gewaltkon-
trolleure auf. Die faktische Alleinverantwortung, welche der Staat im Goldenen 
Zeitalter wahrnahm, geht verloren. Trotzdem bleibt der Staat der zentrale Anker 
von Staatlichkeit.“
Und in der Zusammenfassung ihres illustrativen Beitrages zur „Zerfaserung von Staatlichkeit“ 
sekundieren Genschel und Zangl mit dem folgenden Befund (Genschel/Zangl 2007: 10):
„Wie gezeigt, wird die Zerfaserung des Staates durch Prozesse der Internationali-
sierung und Privatisierung von Staatlichkeit verursacht. Dabei werden Entschei-
1 Kritik an dieser Metapher bei Schuppert (2008b).
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dungskompetenzen internationalisiert, aber kaum privatisiert, Organisationskom-
petenzen privatisiert, aber selten internationalisiert, und die Letztverantwortung 
verbleibt ganz beim Staat. Durch die Zerfaserung entsteht ein komplexes Geflecht 
von Herrschaftsstrukturen, in denen Kollektivgüter produziert werden. Der Staat ist 
in diesem Geflecht nur noch einer von vielen Herrschaftsträgern. Er übt Herrschaft 
oft nicht mehr allein und unmittelbar aus, sondern koordiniert, integriert, initiiert 
und ergänzt die Herrschaftsausübung anderer nichtstaatlicher Herrschaftsträger. 
Der Staat verliert Autonomie an diese neuen nichtstaatlichen Herrschaftsträger 
und wird insofern schwächer. Aber er gewinnt zugleich auch an Einfluss auf sie, 
kann sie als Herrschaftsressource nutzen und wird dadurch stärker. Der Staat bleibt 
zentral, mutiert aber vom Herrschaftsmonopolisten zum Herrschaftsmanager.“
1.3 Outsourcing of Statehood als Governance-Modus in Räumen begrenzter Staatlichkeit
Diese interessante Perspektive verdanken wir zwei Publikationen von Christoph Zürcher, in 
denen er für manche der von ihm untersuchten Räume begrenzter Staatlichkeit eine Strategie 
der lokalen Machthaber ausgemacht hat, sich auf bestimmte staatliche Kernfunktionen zu be-
schränken, andere hingegen wie wirtschaftliche Entwicklung oder Bildung ganz bewusst durch 
andere Akteure – NGOs oder internationale Organisationen – erledigen zu lassen, ein Vorgang, 
den er Outsourcing von Staatlichkeiten nennt. Von dort ist es nur ein kleiner Schritt zu dem 
uns interessierenden generelleren Problem, inwieweit man überhaupt weiterhin von der We-
berschen Annahme ausgehen kann, dass die zentralen Staatsleistungen auch vom Staat erbracht 
und verantwortet werden, oder ob man nicht verschiedene „Provider of Statehood“ unterscheiden 
und ihr Zusammenwirken untersuchen muss.
Nach der von uns geteilten Auffassung Zürchers kann Staatlichkeit als ein Prozess verstanden 
werden, an dessen Ende bestimmte als Produkte benennbare Outputs stehen, nämlich (Zürcher 
2005; Zürcher 2007):
• domestic authority,
• security,
• material public goods sowie
• institutions for non-violent conflict processing.
Betrachtet man nun, welche dieser Produkte ausschließlich vom Staat erzeugt und welche vom 
Staat und anderen Akteuren gemeinsam erbracht würden, so sei der empirische Befund in einer 
großen Anzahl von Staaten eindeutig so, dass man von einer Pluralität von Staatlichkeitsprodu-
zenten auszugehen habe; diese zentrale These Zürchers und die daraus sich ergebenden Frage-
stellungen lesen sich in seinem Beitrag „When Governance meets Troubled States“ (2007: 14f ) 
wie folgt:
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„Consequently, I depart from the notion that statehood is provided solely by the 
state. Instead, I suggest that we think of statehood as a product which is produced by 
the state in association with other actors. There are examples abundant when states 
outsource – intentionally or not – the provision of basic functions to external ac-
tors. It is sufficient to think of who provides security in Afghanistan or Tajikistan, 
domestic authority in Kosovo or Bosnia, or public services in Mozambique or Bu-
rundi. There are also international institutions and organizations in place to assu-
me these functions – think of the UN transitional administration, the international 
forces in Afghanistan, or of the World Bank’s suggestion to set up so called ISAs (In-
dependent Service Authorities) in low-income countries under stress (LICUS). ISAs 
would provide basic services, being independent from government and acting like 
wholesale contractors with multiple channels for retail provision. In essence, ISA is 
the outsourcing of basic state services to a private, donor-funded organization.
The provision of statehood by a multitude of actors is an empirical reality which 
can be observed in many post-conflict and low-income countries. But what we still 
critically lack is sound assessment of the implication this has: How sustainable are 
such arrangements? Are they temporary phenomena, or rather new forms of gover-
nance? Is there a way back to classic statehood and classic government? How are 
these arrangements themselves governed? Where can accountability and legitimacy 
be localised? Can the bonds between society and the state be replaced by bonds bet-
ween society and, a coalition between state and IO‘s? What does societal compliance 
mean under such arrangements? Finding answers to these question deserves to be 
high-up on the agenda of governance research.“
Wir halten diese Überlegungen Zürchers für verallgemeinerungsfähig und nicht auf Räume 
begrenzter Staatlichkeit beschränkt; die Ko-Produktion von Staatlichkeit mag in unterschied-
licher Intensität und unterschiedlichem Mischungsverhältnis der Akteure vorkommen, Reali-
tät ist sie auch auf nationalstaatlicher, aber vor allem auch auf transnationaler Ebene.
Wenn diese Überlegungen richtig sind, dann stellen sich drei Fragen mit großer Eindringlich-
keit: 
•	 Wer sind diese anderen, nicht-staatlichen „Provider of Statehood“, wie sind sie beschaffen, 
wo kommen sie her und was legitimiert sie, als Ko-Produzenten von Staatlichkeit zu fungie-
ren?
•	 Welche vor allem als Regelungsstrukturen verstandenen Governance-Modi kommen in Be-
tracht, um das Zusammenwirken von staatlicher und privater Handlungs- und Produktions-
kompetenz zu organisieren?
•	 Welche Theorieangebote der Politik-, Verwaltungs- und Rechtswissenschaft könnten als 
Drehbücher für die Verteilung und Zuschreibung der Handlungs- und Verantwortungsan-
teile der staatlichen und nicht-staatlichen Akteure bei der Ko-Produktion von Staatlichkeit 
Verwendung finden?
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Wir beginnen mit einem Blick auf die nicht-staatlichen Ko-Produzenten von Staatlichkeit und 
schlagen vor, als Oberbegriff für diese Akteure die Bezeichnung „Staatlichkeitsunternehmer“ zu 
verwenden.
2. „Staatlichkeitsunternehmer“ als ein spezifischer Typus klassischer wie moderner 
Governance-Akteure
Im folgenden geht es um einen spezifischen Typus von Governance-Akteuren, für die man in 
der politischen Ikonographie vielleicht das Bild des Kentauren verwenden würde, womit nach 
Auskunft von Meyers Lexikon von 1927 (Bd. 6, Sp. 1220f ) in der griechischen Mythologie ein 
wildes, in den Bergen Thessaliens lebendes Volk bezeichnet wurde, Nachkommen des Kentau-
ros, deren Angehörige im Kampf mit den Lapithen größtenteils zugrunde gingen. In der älteren 
griechischen Kunst wurden sie dargestellt in Menschengestalt mit angesetztem Pferdeleib, spä-
ter als Pferde mit menschlichem Oberkörper. Wem diese Annäherung zu mythenhaft ist, der 
mag die soziologische Rollentheorie bemühen, für die es eine gängige Vorstellung ist, dass 
Akteure durchaus mehrere Rollen gleichzeitig bekleiden können. Sucht man dafür nach einem 
aktuellen Beispiel, so kommt einem fast automatisch der in Gegenden begrenzter Staatlichkeit 
beheimatete Typus des Warlords in den Sinn, dessen Rollenpluralität von Herfried Münkler (2004: 
161) wie folgt auf den Punkt gebracht worden ist: „Die für die meisten Kriege zentrale Figur 
des Warlords kann geradezu als Verbindung unternehmerischer, politischer und militärischer 
Logiken in einer Person definiert werden.“ 
Ob nun griechische Mythologie oder soziologische Rollentheorie den besseren Zugang ver-
mittelt, sei hier dahingestellt: Uns geht es um einen Typ von Governance-Akteuren, die man 
als hybride Wesen (dazu Schuppert 1992) bezeichnen kann, eine spezifische Mischung also von 
unterschiedlichen Wesen bzw. Rollen. Wenn man nun der Anschaulichkeit halber doch noch 
einmal zum Bild des Kentauren zurückkehrt, so könnte man bei den von uns im folgenden ins 
Auge gefassten Governance-Akteuren daran denken, sich bei der hälftigen Menschengestalt 
das Bild des Unternehmers und beim angesetzten Pferdeleib ein hoheitlich-staatliches Ross 
vorzustellen, ein Bild, zu dessen Illustration wiederum der Typus des Warlords herangezogen 
werden könnte, ist doch einerseits für ihn der Krieg eine wirtschaftlich attraktive Unternehmung, 
erbringt er aber andererseits zugleich eine privatisierte „an sich“ staatliche Regelungs- und Schutz-
funktion. Für diese spezifische Funktionenmischung von Unternehmertum und „providing 
functions of statehood“ schlagen wir daher als spezifische Variante von Governance-Akteuren 
die Verwendung des Begriffes „Staatlichkeitsunternehmer“ vor.
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2.1 Militär- oder Sicherheitsunternehmer: von den Condottieri der italienischen 
Renaissance zu Private Security Companies
2.1.1 Die Condottieri als Prototyp von kriegerischem Entrepreneurship
Als Paradefall eines Kriegs- (zum Begriff Tresp 2004, Tresp 2008) oder Militärunternehmertums 
(zum Begriff Romer 2001) zwischen eigenständigem unternehmerischem Handeln und staat-
licher Bindung (Baumann 2008) gelten die Condottieri der italienischen Renaissance; diese 
Akteure einer privatisierten Kriegsführung, die formal als Vertragsnehmer mit einem Auftrag-
geber einen Soldvertrag, die so genannte condotta, abschlossen, werden von Heinrich Lang 
unter der Überschrift „Condottieri als Unternehmer“ wie folgt charakterisiert (2008): 
„Söldnerkapitäne waren unternehmerisch tätig und führten militärisches Handeln 
als Auftragsgeschäft im Namen der Staatsgewalt durch, so dass die von Condottieri 
übernommene Kriegsführung einen Markt für Gewalt als Bestandteil zwischen-
staatlicher Beziehungen generierte. Zudem überschnitten sich in der Figur des 
Condottiere unternehmerisch-ökonomisches, militärisches und politisches Han-
deln“.
Dieses Condotta-System brachte nicht nur charismatische Söldnerführer hervor, deren Stand-
bilder auf der Piazza italienischer Städte zu bewundern sind, sondern war Ausdruck einer Pro-
fessionalisierung der Kriegsführung und bildete – wie Herfried und Marina Münkler hervor-
heben – ein Antriebsmoment bei der Ausbildung moderner Staatlichkeit (2000: 60f ):
„Das Condotta-System, wie es sich in Italien im 14. Jahrhundert ausgebildet und im 
15. Jahrhundert zur Blüte gelangt war, konnte nur auf der Grundlage einer relativ 
fortgeschrittenen Wirtschaft entstehen, in der ein abschöpfbares Mehrprodukt er-
wirtschaftet wurde und die Kapitalisierung dieses Mehrprodukts möglich war. Das 
erst versetzte Fürsten wie Republiken in die Lage, militärische Arbeitsleistung an-
zuwerben und für längere Zeit zu finanzieren, um so entweder die eigenen Bürger 
vom Militärdienst freizustellen oder für eine begrenzte Zeit Offensivpoteniale zu 
erhalten, die eine Expansion der eigenen Herrschaft ermöglichen sollten. Umge-
kehrt übte das Condotta-System einen permanenten Druck zur Effektivierung und 
Rationalisierung des Steuersystems aus und bildete insofern ein Antriebsmoment 
bei der Ausbildung moderner Staatlichkeit.“
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2.1.2 Private Security Companies – eine Rückkehr der Condottieri?
Die rapide Ausbreitung von Private Military/Security Companies (Krahmann 2003; Avant 2005) 
unter der Überschrift „Rückkehr der Condottieri“ zu behandeln, kann man wohl kaum als 
gewagten historischen Brückenschlag abtun: Die Parallelen zwischen beiden Erscheinungs-
formen des Kriegsunternehmertums sind dafür zu augenfällig.
Ins Auge sticht insbesondere, dass sowohl die Söldner des Mittelalters und der Renaissance wie 
auch die gegenwärtigen Söldnerfirmen für ihr Prosperieren einen entwickelten Söldnermarkt 
(dazu Latzko 1997) voraussetzen, auf dem man militärische bzw. paramilitärische Dienstlei-
stungen nachfragen und „einkaufen“ kann. Da der Söldnermarkt ein offenbar nachfrageorien-
tierter Markt ist, lohnt es, einen kurzen Blick auf die Nachfrager von Militärdienstleistungen 
privater Anbieter zu werfen:
Die gesteigerte Nachfrage hat einmal mit der Veränderung von Kriegen zu tun; ohne hier auf 
das Phänomen der so genannten „Neuen Kriege“ (klassisch inzwischen dazu Kaldor 2000; fer-
ner Münkler 2004) näher eingehen zu müssen, ist unstreitig, dass die Kriegslandschaft sich ins-
besondere nach dem Ende des Kalten Krieges dramatisch gewandelt hat und von einer explo-
sionsartigen Zunahme innerstaatlicher bürgerkriegsähnlicher Auseinandersetzungen gekenn-
zeichnet ist (siehe dazu Chojnacki 2006). Viele der in diesen Gebieten agierenden Kriegsherren, 
die entweder keine eigenen Truppen aufstellen können oder wollen, bedienen sich aus dem 
reichhaltigen Söldnerangebot, um Zugriff auf begehrte Bodenschätze zu nehmen oder Staats-
streiche durchzuführen oder niederzuschlagen (zahlreiche Beispiele bei Latzko 1997).
Einen anderen Nachfrager-Typ verkörpern paradigmatisch die USA, die in einer Art von „mi-
litary partnership“ im großem Stil Sicherheitsdienstleistungen einkaufen und sie ihren regu-
lären Truppen zur Seite stellen (Avant 2005: 121ff). Man kann hinsichtlich dieses „outsourcing“ 
der Sicherheitsproduktion von einer neuen Art von „security governance“ sprechen (Krahmann 
2003), die durch ein kooperatives Zusammenwirken von staatlichen und nicht-staatlichen Si-
cherheitsakteuren gekennzeichnet ist, ein Arrangement, das unvermeidlich zu der Frage führt, 
wie diese privaten Militärpartner rechtlich zu behandeln sind, ein Problem, auf das Deborah 
Avant schon vor dem spektakulären Fehlverhalten von Blackwater-Söldnern im Irak2 im Herbst 
2007 eindringlich hingewiesen hatte (2005: 127f ):
„More important is the risk imposed by a lack of legal clarity. […] Though most 
security company activity is not obviously illegal, private security personnel operate 
in a grey area between combatants and non-combatants.
This legal limbo also introduces more risks from security personnel to the popula-
tions amidst which they operate. The legal status of contractors varies considerably. 
2 Zu den Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter privater Sicherheitsfirmen und zur Beteiligung auch 
deutscher Sicherheitsunternehmen an Einsätzen im Irak siehe den Bericht des SPIEGEL „Männer 
fürs Grobe“ (Goetz/Neumann 2007).
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Unless they are commissioned by governments, private security personnel are not 
governed by military justice systems. Sometimes they are subject to the laws of the 
territory in which they operate, other times to those of their home territory, and 
often their precise legal responsibilities are murky. This means that, when private 
security personnel break laws, it is not clear how to hold them accountable.“
 
2.2 Normunternehmer: von der Verbände-Normierung über Standard Setting Committees 
zu „Corporations as Normentrepreneurs“
2.2.1 Verbände-Normierung
Die Stunde der Verbände-Normierung schlug mit dem Siegeszug der Industriellen Revolu-
tion, in deren Verlauf ein spezifischer Normierungsbedarf, nämlich nach einem technischen 
Sicherheitsrecht, unabweisbar wurde. Als „Komplement und Substitut der Gesetzgebung“ (For-
mulierung bei Vec 2006) fungierten dabei technische Vorschriften der Verbände – wie etwa des 
Verbandes deutscher Elektrotechniker; Miloš Vec hat in seiner lehrreichen Arbeit über „Recht 
und Normierung in der Industriellen Revolution“ die Bedeutung und die Funktion dieser ver-
bandlichen Normierungstätigkeit für uns wie folgt zusammengefasst (2006: 382):
„Im Bereich der technischen Regeln entfaltet sich im Verlauf der Industriellen Re-
volution die überbetriebliche technische Normung in quantitativ und qualitativ nie 
dagewesener Weise. Sie ist Teil der allgemeinen gesellschaftlichen Normsetzung, 
aber ein besonders wichtiger, der im Umfang und Bedeutung auf anderen Feldern 
der Selbstnormierung ohne Parallele ist. Bei den technischen Regeln handelt es 
sich weder um eine juristische Normativität, noch ist der Staat als Normsetzer aktiv. 
Die überbetriebliche technische Normung wird vielmehr in grundsätzlicher gesell-
schaftlicher Selbstorganisation ausgebildet und vollzogen. Treibende Kräfte sind 
die so genannten technisch-wissenschaftlichen Vereine mit starkem Industriebe-
zug und den Ingenieuren als einer sich professionalisierenden Gruppe.“
Interessant ist auch, was Vec über die Protagonisten dieser technischen Normungsarbeit zu 
berichten weiß, also die Ingenieure mit ihrem rechts- und juristenkritischen Selbstverständnis 
als Techniker (2006: 282f ):
„Zentrales Motiv der Standardisierungen ist der Wunsch nach Rationalisierungsge-
winnen und ökonomischen Vorteilen, zentrale Figuren der Organisation sind die 
Ingenieure, die sich als Experten für die ‚Erhöhung des Wirkungsgrades’ begreifen. 
Sie übertragen ihre in der Technik entwickelten Ordnungsvorstellungen nach der 
Jahrhundertwende zunehmend auf außertechnische Sachverhalte. Ihr Blick auf die 
Juristen und das Recht ist ausgesprochen kritisch, die technisch-wissenschaftliche 
Normsetzung und die gesellschaftliche Selbstnormierung werden als effizientere 
Regulierungssysteme als das parlamentarisch zustande gekommene Gesetz propa-
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giert. Im Hintergrund stehen ein technokratisches und antipluralistisches Politik-
verständnis sowie eine kollektivbiografische Statuskonkurrenz mit den Juristen.“
2.2.2 Standard Setting Committees oder Governance durch Standardsetzung3
Standardsetting ist – vor allem im transnationalen Bereich – ein „boomendes Geschäft“ (Bruns-
son/Jacobsson 2000; Kerwer 2005) und gilt vielen als Paradefall von „transnational private go-
vernance“ (siehe etwa Schepel 2005; Pattberg 2005), als besonders beliebtes Beispiel fungieren 
dabei die Internationalen Rechnungslegungsstandards (Botzem/Quack 2006; Botzem 2008), ein 
Beispiel, das auch uns aus zwei Gründen besonders interessiert:
Erstens kann man an diesem Beispiel in anderswo so kaum möglicher Weise eine Konkurrenz 
verschiedener Normunternehmer beobachten, weil wir es – bezogen auf den deutschen Fall – mit 
drei Anbietern von Rechnungslegungsnormen zu tun haben, nämlich dem staatlichen Normpro-
duzenten mit den Konzernabschlussregeln des Handelsgesetzbuches (HGB) sowie privaten 
Standardsettern, nämlich einem US-basierten mit dem von ihm formulierten „US Generally 
Accepted Accounting Principles“ (US-GAAP) sowie dem in London ansässigen „International 
Accounting Standards Board“ (IASB) mit den von ihm „produzierten“ Regeln „International 
Accounting Standards“ (IAS), die inzwischen in „International Financial Reporting Standards“ 
(IFRS) umbenannt worden sind; wie die nachstehende Grafik zeigt, ist der Gewinner des Kon-
kurrenzkampfes das IASB, wobei die Entscheidung zu seinen Gunsten letztlich dadurch bewirkt 
wurde, dass sich die EU mit der Verordnung (EG) 1606/2002 zur verpflichtenden Einführung 
von IAS-IFRS bereit fand.
Abbildung 1: Einführung internationaler Rechnungslegungsstandards der DAX-30 Unternehmen 1997-
2004 (Botzem/Quack/Konrad 2007: 370)
3 Formulierung bei Köndgen (2006: 481).
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Zweitens kann man an dem Beispiel sehr schön studieren, dass es sich bei privater Standardset-
zung und staatlicher Rechtsetzungsverantwortung nicht um dichotomische Gegensätze han-
delt, wir es vielmehr mit einem intensiven staatlich-privaten Interaktionsprozess zu tun haben, über 
den Sebastian Botzem und Jeanette Hofmann (Botzem/Hofmann 2008) ausführlich berichten, 
ein Phänomen, dass Christian Kirchner (2002) dazu bewogen hat – allerdings bezogen auf den 
deutschen Corporate Governance Kodex – von hybrider Rechtsetzung zu sprechen.
2.2.3 Corporations as Normentrepreneurs
Unter der Überschrift „Corporations as Normentrepreneurs“ (Flohr et al. 2007) geht es um die 
Frage, ob und in welcher Form die von Unternehmen erbrachten Governance-Beiträge als ein 
Komplement oder gar Substitut zur staatlichen Steuerung fungieren können oder sollen und 
zwar insbesondere als Governance-Beiträge in Gestalt eines Normunternehmertums, verstanden 
als „pro-aktives Unternehmensverhalten in kollektiven Prozessen der Normgenese und -wei-
terentwicklung“ (Wolf et al. 2006). In ihrem Forschungsprojekt „Unternehmen als Normun-
ternehmer?“ unterscheiden Klaus Dieter Wolf, Helmut Breitmeier und Thomas Conzelmann 
zwischen Normunternehmern und Normkonsumenten, wobei Normunternehmer durch ihre 
Beteiligung an der Genese und Weiterentwicklung von kollektiven (geteilten) Normen gekenn-
zeichnet sind, während Normkonsumenten diese Normen lediglich anerkennen und anwen-
den. Das Projekt will anhand der Mitwirkung von Unternehmen an einer Auswahl von Selbst-
regulierungsansätzen und der Intensität ihrer Mitwirkung herausfinden, welche Unternehmen 
als von ihnen so genannte „systematische Normunternehmer“ (Wolf et al. 2006: 10) gekenn-
zeichnet werden können und welche Besonderheiten diese Unternehmen kennzeichnet.
Nachdem wir nun einen kurzen Blick auf kooperative Governance-Strukturen im Bereich 
der staatlichen Zentralaufgabe der Sicherheitsgewährleistung sowie des ebenfalls klassischen 
Staatsmonopols der Rechtsetzung und Rechtsdurchsetzung geworfen haben, geht es im näch-
sten Gliederungspunkt um einen weiteren zentralen staatlichen Verantwortungsbereich, den 
der so genannten Infrastrukturverantwortung (siehe dazu Hermes 1998).
2.3 Infrastrukturunternehmer: von der Thurn und Taxischen Post zu modernen 
Dienstleistungskonzessionären
2.3.1 Der Familienclan4 Thurn und Taxis als Infrastrukturunternehmer
Die Mitglieder der Familie Thurn Taxis gelten als die Erfinder des modernen Postwesens als ei-
ner zu Beginn eines sich globalisierenden Kapitalismus unentbehrlichen Infrastrukturleistung 
(ausführlich dazu Behringer 1990). Der berühmte Reichspublizist Johann Jacob Moser setzte in 
4 In Anlehnung an die Formulierung des Wirtschaftshistorikers Richard Ehrenberg (1896: 383), der diese 
Familienoberhäupter salopp als „Häuptlinge ganzer Clans verwandter Kapitalisten“ bezeichnet hat.
SFB-Governance Working Paper Series • Nr. 12 • April 2008 |  17
seinem „Teutschen Staatsrecht“ die Gründung der Post in ihrer kulturgeschichtlichen Bedeu-
tung gar mit der Entdeckung Amerikas gleich (Moser 1742: 262):
„Es bleibet also das formliche Postwesen allerdings eine Taxische Erfindung, wel-
che gantz erstaunliche Folgen nach sich gezogen und die Welt in manchen Sachen 
fast in einen andern Model gegossen hat […] und ist es zwar jetzso so leicht nach-
zumachen wie die Schiffahrt dem Columbo; wer weiß aber, ob die Welt nicht noch 
eben so lang als zuvor würde gestanden seyn, ohne von den Posten oder America 
etwa zu erfahren, wenn kein Taxis und kein Columbus gekommen wäre?“
In einem günstigen historischen Moment – den durch Heirat erfolgten Zusammenschluss von 
Spanien und den Niederlanden – gelang es dem Postmeister Franz von Taxis, die neue Post-
linie zwischen beiden Ländern zu übernehmen und darüber mit König Philip I. von Spanien 
einen Vertrag zu schließen, den Postvertrag vom 18. Januar 15055, über dessen Bedeutung für die 
staatsrechtliche Stellung der Taxis-Post Wolfgang Behringer folgendes ausführt (1990: 34f ):
„Die Besonderheit des Postvertrages von 1505 – wie der folgenden Verträge zwi-
schen den Taxis und Spanien – liegt auf staatsrechtlicher Ebene. Es handelt sich 
nicht mehr um eine einseitige Belehnung im Sinne des mittelalterlichen Feudal-
rechts (wie man aufgrund des Zeitpunkts der Konzessionierung vermuten könnte), 
vielmehr um einen gleichberechtigten Vertrag zwischen einem freien Unterneh-
mer – Franz von Taxis – und einem Staat. In dieser Hinsicht stellt der Vertrag vom 
1505 im Völkerrecht einen Präzedenzfall dar. Die Terminologie feudaler Bindung 
fehlt in den Dokumenten vollständig, statt dessen ist von einem ‚traitté’ die Rede: 
Dem Generalpostmeister werden weitgehende Kompetenzen übertragen, die nach 
modernem Verständnis staatliche Hoheitsrechte umfassen. Gemeint ist erstens das 
Recht, die Postbediensteten aufgrund eigener Autorität wegen Verfehlungen gegen 
Weisungen des Oberpostmeisters zu bestrafen; zweitens das Recht, jeden, der die 
Postbeförderung behindert oder die Unterstützung verweigert, zur Duldung bzw. 
Zusammenarbeit zu zwingen. Dem Generalpostmeister waren also Funktionen der 
Legislative, der Jurisdiktion und der Exekutive eingeräumt worden, die eine vom 
Staat weitgehend unabhängige Organisation des Postdienstes ermöglichten. Die 
rechtliche Sonderstellung blieb den Taxis im Postbereich bis 1867, die Gerichtsbar-
keit in erster und zweiter Instanz über die eigenen Angestellten sogar bis zum Ende 
des vorigen Jahrhunderts erhalten.“
5   Text bei Dallmeier (1977).
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2.3.2 Die Dienstleistungskonzession – Privates Unternehmertum in Gemeinwohlverant-
wortung
Wenn man sich gerade noch mit der Taxischen Post beschäftigt, und die Rechtsfrage noch im 
Hinterkopf hat, ob es sich nach der Erklärung des Postwesens durch Rudolf II. zum Reichs-
postregal bei der erneuerten Beauftragung der Taxis als Reichsgeneralpostmeister um eine 
Konzessionserteilung handelt (vgl. dazu Behringer 1990: 60ff), kommt man aus dem Staunen 
über die im Moment beobachtbare steile Karriere der Rechtsfigur der so genannten Dienstleis-
tungskonzession kaum hinaus; zu dieser erstaunlichen Karriere, die allerdings weitgehend dem 
Umstand geschuldet sein dürfte, dass die Dienstleistungskonzession dem Rechtsregime des 
Vergaberechts nicht unterfällt (Jennert 2005: 131ff); notiert Martin Nettesheim folgendes (2007: 
146):
„Dienstleistungskonzessionen erleben gegenwärtig einen geradezu kometenhaften 
Aufstieg. Sie ermöglichen es der Verwaltung (vor allem den Kommunen), Verwal-
tungsaufgaben nicht mehr selbst zu erfüllen, sondern ihre Erledigung einem Priva-
ten zu übertragen. Im Unterschied zum Modell der Verwendung von Verwaltungs-
helfern (hier werden bloß Betrieb oder Betriebsführung einer öffentlichen Institu-
tion auf Private übertragen) wird durch die Gewährung einer Dienstleistungskon-
zession einem Privaten das Recht zur eigenverantwortlichen Aufgabenerledigung 
unter Übernahme des wirtschaftlichen Risikos übertragen, ohne dass der gemein-
wohlbezogene Steuerungsanspruch aufgegeben wird. Privates Wirtschaftsinteresse 
und hoheitliche Gemeinwohlorientierung werden in neuartiger Weise miteinan-
der verwoben. Während die öffentliche Hand also bei der Verwendung von Ver-
waltungshelfern (‚funktionale Privatisierung’) die Zuständigkeit zur Aufgabenerle-
digung bewahrt, überträgt sie diese im Rahmen einer Dienstleistungskonzession 
dem Konzessionär.“
Die Dienstleistungskonzession ist aber nicht nur praktisch und angesichts erschöpfter öffent-
licher Kassen hilfreich, sie signalisiere darüber hinaus – so Martin Burgi (2005) – einen struktu-
rellen Wandel in der Praxis des Wirtschafts- und Verwaltungslebens, könne – so Bettina Ruhland 
(2006: 19ff) – als charakteristische Handlungsform der modernen Gewährleistungsverwaltung an-
gesehen werden und fungiere – so Oliver Hattig und Bettina Ruhland (2005: 626ff) – als moder-
nes Instrument staatlicher Verantwortungsteilung:
„Die Dienstleistungskonzession ist ein modernes Instrument staatlicher Verantwortungs-
teilung. Mit ihr können Privaten befristet staatliche Aufgaben übertragen werden. 
Während die Kommune von ihrer Verantwortung befreit wird, tritt der Konzessio-
när als selbstständiger Rechtsträger gegenüber den Nutzern vornehmlich von In-
frastrukturleistungen auf – und refinanziert sich über diese. Kommunen erhalten 
so die Möglichkeit, Daseinsvorsorge weiterhin (flexibel) zu garantieren, ohne sich 
6 So der Titel der Abhandlung von Martin Nettesheim (2007).
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von vorneherein – wie oftmals befürchtet – ihrer kommunalpolitischen Gestal-
tungsmacht vollständig zu begeben.“
2.4 Globalisierungsunternehmer: von den Handelscompagnien als Kolonialunternehmen 
zu „responibility-beladenen“ Transnational Corporations (TNCs)
2.4.1 Die Ostindischen Handelskompagnien in ihrer Doppelrolle als Geschäftsunter-
nehmen und Staatsmacht
In seiner „Kleine(n) Geschichte des Kolonialismus“ unterscheidet Wolfgang Reinhard (1996: 
25ff) hinsichtlich der Handelsreiche in Südasien den portugiesischen Kronkapitalismus vom 
niederländischen und englischen Kaufmannskapitalismus; gemeinsam ist aber beiden – und 
darauf kommt es uns hier an – dass die Instrumente der Errichtung dieser Handelsreiche – die 
großen Compagnien (materialreich dazu Hartung 2000) – allesamt Zwitter- oder Hybridgebil-
de waren, halb Unternehmen, halb Staatsmacht, wobei dieses Mischungsverhältnis durchaus 
wechselte und der Staatsmachtanteil im Laufe der Kolonialentwicklung mehr und mehr an Be-
deutung gewann (Hartung 2000: 54ff: Die V.O.C. (Vereenigte Oost-Indische Compagnie, G.F.S.) 
im Spannungsfeld von Territorialmacht und Unternehmen).
Diejenigen, die im Wettbewerb um die Errichtung von Handelsmonopolen zunächst die Nase 
vorn hatten, waren die Portugiesen, die zunächst so genannte Jahresflotten nach Südasien aus-
schickten, sich aber schon 1505 für die dauernde Präsenz unter einem Vizekönig und die sorg-
fältig geplante Einrichtung eines Stützpunktsystems rund um den Indischen Ozean entschie-
den; interessant für uns ist die Charakterisierung Reinhards des damaligen portugiesischen 
Hauptakteurs als ein durch und durch hybrides Wesen: „Verwirklicht wurde es (das Stützpunkt- 
 
system, G.F.S.) weitgehend in der Amtszeit des Generalgouverneurs Alfonso de Albuquerque 
1509 – 1515, der als Mischung von Kriegsheld, Politiker und Geschäftsmann der erste Vertreter 
der europäischen Gattung ,empire builder‘ in Übersee gewesen ist“ (Reinhard 1996: 27).
Um hybride Organisationen handelte es sich auch bei den niederländischen und englischen 
Ostindien-Compagnien, also der „Vereenigte Oost-Indische Compagnie“, der die Generalstaa-
ten das Monopol des niederländischen Handels in Ostasien verliehen, mit den zusätzlichen 
politischen Befugnissen, Krieg zu führen, Verträge zu schließen, Land in Besitz zu nehmen 
und Festungen zu bauen sowie die „United Company of Merchants of England Trading to the 
East Indies“, die durch königliche Charter mit ähnlichen Befugnissen ausgestattet war. Was 
zunächst die niederländische V.O.C. angeht, so gilt sie – wie übrigens die East India Company 
auch – als Vorläufer des Organisationstyps der modernen Aktiengesellschaft, jedoch mit einem 
wesentlichen Unterschied: „Allerdings unterschied sich die V.O.C. noch von einer modernen 
Aktiengesellschaft, aber weniger durch ihr Monopol als durch ihren ‚halbstaatlichen’ Charakter, 
ihre politischen Befugnisse, die freilich in erster Linie im Interesse des Geschäfts wahrgenom-
men wurden“ (Reinhard 1996: 39).
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Was die englische Entsprechung angeht, so wird sie von Jürgen Osterhammel ebenfalls als 
hybrides Gebilde gekennzeichnet, als eine – wie man es vielleicht formulieren könnte – „empire 
building organization“ (zum Vorgang des „Empire Building“ anschaulich Ferguson 2003); bei 
Osterhammel heißt es dazu wie folgt (1995: 38f ):
„Die East India Company fungierte weiterhin in ihrer Doppelrolle als Geschäftsun-
ternehmen und Staatsmacht. Unter stetig strengerer Aufsicht durch die Regierung in 
London begleitete sie die militärische Ausweitung ihres Herrschaftsbereichs durch 
eine ,innere Reichsbildung‘, die, grob schematisch gesagt, eine charakteristische 
Folge von Schritten durchlief:
• Sicherung eines effektiven Handelsmonopols, 
• Sicherung militärischer Dominanz und Entwaffnung der jeweilig  
 unterlegenen einheimischen Mächte, 
• Sicherung der Steuereinnahmen, 
• Stabilisierung durch umfassende rechtliche Regelungen und den Aufbau  
 einer bürokratischen Verwaltung, 
• reformerisch intendierte Eingriffe in die einheimische Gesellschaft.
Indien wurde zum Prototyp einer Beherrschungskolonie ohne Siedlerelemente, zu 
einem Modell für die britische Expansion in anderen Teilen Asiens und in Afri-
ka.“
2.4.2 A Public Role for the Private Sector: von Corporate Social zu Corporate Security 
Responsibility
Wenn wir an dieser Stelle einen Moment innehalten und überlegen, welche Begriffe uns im Ver-
lauf dieser kleinen Skizze besonders intensiv begleitet haben, so sind es die Begriffe der Hybridität 
und der Doppelrolle, und der Begriff der Doppelrolle ist es auch, der zunehmend zur Kennzeich-
nung der Funktionenvielfalt von Transnational Corporations (TNCs) verwendet wird. Es sind 
vornehmlich zwei Autorinnen, die sich besonders intensiv mit der öffentlichen Rolle privater 
Großunternehmen beschäftigt haben – Claire Cutler (Cutler et al. 1999) und Virginia Haufler 
(2001). Aus Zeit- und Platzgründen beschränken wir uns darauf, Haufler das Wort zu geben, die 
am Beispiel der industriellen Selbstregulierung durch Standardsetzung herausgearbeitet hat, 
wie „Corporate Social Responsibility“ funktioniert; es heißt dazu bei ihr zusammenfassend wie 
folgt (2001: 29):
„The voluntary adoption of social standards by an increasing number of companies 
presents a different picture of the role of the corporation in world affairs. Observers and 
participants alike point out that the standards these companies establish are often 
higher than national or international ones. They address contentious public issues 
and not just technical standards that only concern industry. When companies esta-
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blish their own rules and standards in socio-political areas, these can complement 
or supplement government regulation, especially in countries with weak capacity 
to conflict or remain silent. Where governments do not govern, the private sector 
does – often in response to the demands of public interest groups who find them-
selves unable to move national governments. And when governments are unwilling 
or unable to govern effectively, potential leaders may see private governance as a 
valuable tool to achieve public ends.“
Kaum hat man sich an die Begriffe „Corporate Citizenship“ (siehe als Überblick Andriof/McIn-
tosh 2001) und „Corporate Social Responsibility“ (siehe dazu Banfield 1998) gewöhnt, taucht 
ein neuer Begriff auf, der uns besonders dafür geeignet zu sein scheint, zu unserem Ausgangs-
punkt – der kooperativen Bereitstellung des öffentlichen Gutes Sicherheit – zurückzukommen; 
gemeint ist der Begriff der „Corporate Security Responsibility“, den wir bei Klaus Dieter Wolf, 
Nicole Deitelhoff und Stefan Engert gefunden haben und den sie uns wie folgt erläutern:
„The aim of this paper is to analyze the potential role of business corporations 
for conflict prevention, peacekeeping and post-conflict peace-building in conflict 
zones. It reviews the literature on ,business in conflict’ to take stock of the current 
state of research on order to move forward towards a conceptual framework for a 
comparative research agenda in the field of corporate security responsibility (CSe-
cR), i.e. the potential contribution of business corporations to the provision of the 
public good ,security’. CSecR has only recently been discovered as a relevant area 
of transnational private governance. Particulary in civil wars, private corporations 
are involved in armed conflicts in manifold ways – mostly, so it seems, by contribu-
ting to security problems rather than to their solutions […] Companies have been 
shown to be involved in conflicts by financing conflict parties, trading conflict rele-
vant goods and exploiting regulatory gaps. But fuelling violences is only one side of 
the potential role of business corporations in armed conflicts. The other side is that 
they seem to be increasingly ,drawn into playing public roles to compensate for go-
vernance gaps and governance failures at global and national levels’ […]. But given 
that private corporations pursue private purposes, the question is: under what cir-
cumstances and to what extent, if at all, can they be expected to provide regulatory 
governance functions in the public interest?“
2.5. Zwischenbilanz
Wie wir gesehen haben, kann man eine ganze Reihe von Staatlichkeitsunternehmern identifi-
zieren (wobei wir nur eine erste Auswahl getroffen haben), die in den unterschiedlichsten Poli-
tikfeldern anzutreffen sind, und zwar auch solchen, in denen dem Staat gemeinhin ein Wahr-
nehmungsmonopol zugeschrieben wird, wie etwa im Bereich der Sicherheitsgewährleistung 
oder der Rechtsetzung. Auffallend sind aber vor allem die folgenden zwei Befunde:
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Einmal fällt ins Auge, wie leicht die „von … zu-Überschriften“ mit Beispielen ausgefüllt werden 
konnten, und zwar ohne dass man dabei das Gefühl haben musste, historische Parallelen oder 
Vorläufer an den Haaren herbeiziehen zu müssen. Condottieri und Private Military Companies 
haben schon deutliche funktionale Gemeinsamkeiten und die Handelsgesellschaften des 17. 
Jahrhunderts gelten in der Literatur als die historischen Vorläufer moderner Transnational 
Corporations (Nowrot 2006: 101ff).
Der zweite Befund – und auf diesen kommt es uns vor allem an – ist, dass wir auf Schritt und 
Tritt zwei Begriffen begegnen, die zur Kennzeichnung der von uns so genannten Staatlichkeits-
unternehmer in fast austauschbarer Weise verwendet werden: Staatlichkeitsunternehmer – so 
lesen wir allenthalben – sind hybride Wesen – sei es als Personen, sei es als Organisationen – sie 
nehmen eine Doppelrolle wahr und changieren zwischen Unternehmertum und staatlicher Bindung, 
zwischen Markt und Staat.
Wenn dies aber so ist und wenn wir es offenbar mit dem Problem zu tun haben, wie staatliche 
und private Handlungskompetenz miteinander verknüpft werden können, so rückt ganz auto-
matisch die Frage in den Vordergrund, welche organisatorischen Arrangements sich ausgebil-
det haben bzw. welche Rechtsinstitute und Regelungsstrukturen zur Verfügung standen und 
stehen, um diese Erscheinungsformen hybrider Governance abzubilden. Dieser Frage wollen 
wir uns nunmehr zuwenden.
3. Governance-Strukturen der Ko-Produktion von Staatlichkeit: Governance als Prozess 
durch Rechtsinstitute im Wandel
Aus der Fülle der Literatur, die sich mit den Handlungsformen des Verwaltens beschäftigt (ver-
läßlicher Überblick bei Schmidt-Aßmann 1989: 533ff; weitere Nachweise bei Schuppert 2000a: 
141ff), ist uns eine Formulierung erinnerlich, die für unsere jetzigen Überlegungen besonders zu 
passen scheint, nämlich die Charakterisierung der Rechtsformen des Verwaltungshandelns als 
rechtliche Gussformen (Begriff bei Pauly 1991: 32), die zwar – wie diese gelungene Metapher besagt 
– einerseits selbstprägende Kraft entfalten, aber andererseits durchaus verschiedene Inhalte 
in sich aufnehmen können. So ist es auch mit den von uns jetzt in den Blick zu nehmenden 
Governance-Strukturen der Ko-Produktion von Staatlichkeit, die es – wie wir am Beispiel der 
Rechtsinstitute der Konzession und Beleihung zeigen werden – als altehrwürdige rechtliche 
Gussform schon seit den Anfängen moderner Staatlichkeit gibt, die aber eine erstaunliche Re-
naissance erleben und damit die Multifunktionalität und Anpassungsfähigkeit von Rechtsins-
tituten unter Beweis stellen. Governance als Prozess durch Rechtsinstitute im Wandel als Über-
schrift zu wählen, drängt sich daher geradezu auf.
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3.1 Die Konzession: von den Bergbaukonzessionen des 16. Jahrhunderts über die „econo-
mic development agreements“ bis zu den boomenden Dienstleistungskonzessionen
Die Konzession ist ein klassisches Rechtsinstitut des öffentlichen Rechts, von dem bereits im 
16. Jahrhundert rege Gebrauch gemacht wurde. So hatte beispielsweise die Augsburger Han-
delsgesellschaft der Fugger auf der Grundlage von Verträgen mit den jeweiligen Landesherren 
Konzessionen für den Abbau von Silber und Kupfer unter anderem in Tirol, Ungarn und Spa-
nien erworben (näher dazu Fischer 1980); dem Unternehmen der Welser wurde über ebenfalls 
vertraglich übertragende Bergbaukonzessionen hinaus von Kaiser Karl V. im Jahre 1528 sogar 
die Verwaltung und wirtschaftliche Nutzung von Territorien im heutigen Venezuela übertra-
gen. Seit dem Absolutismus fungierte die Konzessionierung als gewerbepolizeiliches Steue-
rungsinstrument (Ziekow 1992: 318f ), das nach der Einführung der Gewerbefreiheit ein eher 
stiefmütterliches Dasein führte.
Anders verhält es sich mit einer Konzessionsvariante, die unter dem Gesichtspunkt der Ko-
Produktion von Staatlichkeit unsere besondere Aufmerksamkeit verdient, nämlich die als „eco-
nomic development agreements“ langfristig angelegte Konzessionsverträge zwischen Staaten und 
Transnational Corporations bezeichnen, deren Eigenart Karsten Nowrot uns wie folgt erklärt 
(2006: 342):
„[…] sind Konzessionen allgemein dadurch gekennzeichnet, dass einem auslän-
dischen Unternehmen durch vertragliche Vereinbarung das grundsätzlich dem 
jeweiligen Staat vorbehaltene Recht übertragen wird, auf einem bestimmten Gebiet 
Bodenschätze zu suchen und abzubauen. Als Gegenleistung erhält der Staat von dem 
Unternehmen so genannte ,royalties‘, also regelmäßige Geldzahlungen, welche sich 
entweder nach der abgebauten Menge an Rohstoffen orientieren oder bereits im 
Vorhinein festgeschrieben werden. Des Weiteren verpflichtet sich das Unterneh-
men regelmäßig, einen Beitrag zum Ausbau der Infrastruktur des Staates, beispiels-
weise durch Errichtung und Erhaltung von Straßen, Schulen und Krankenhäusern, 
zu leisten.“
Schließlich werden – wie Nowrot ergänzend berichtet (2006: 343) – zu den „economic develop-
ment agreements“ außerhalb des Bereichs des Rohstoffabbaus auch solche Vereinbarungen 
zwischen Staaten und ausländischen Unternehmen gezählt, die entweder die Errichtung gan-
zer Industriekomplexe einschließlich der technischen Wartung der Anlagen sowie der fort-
laufenden Schulung des Personals zum Gegenstand haben oder die Übernahme bestimmter 
öffentlicher Dienstleistungen wie beispielsweise die Energie- und Wasserversorgung oder den 
Betrieb von Verkehrseinrichtungen durch ausländische Unternehmen vorsehen.
Was den Boom der Dienstleistungskonzessionen angeht, so war von ihm schon die Rede, so 
dass darauf verwiesen werden kann.
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3.2 Die Beleihung: vom Kaperbrief7 bis zur modernen „Allzweckwaffe“ moderner Verwal-
tungsorganisation
Wenn ein Rechtsinstitut sich als wandlungsfähig erwiesen hat und weiterhin erweist, so ist 
es das der Beleihung, worunter gemeinhin die Personen des Privatrechts eingeräumte Befug-
nis verstanden wird, gegenüber Dritten öffentlich-rechtliche Kompetenzen im eigenen Namen 
wahrzunehmen (Definition bei Eichhorn et al. 1985: 96). Wie schon aus dieser Definition her-
vorgeht, ist auch der so genannte Beliehene ein hybrides Wesen: Er sei – so liest man – „eben 
durch seine Doppelspurigkeit geprägt, hoheitliche Tätigkeit auf der einen, privatwirtschaft-
liche Betätigung auf der anderen Seite“ (Pieper 2006: 389).
Was die Wandlungsfähigkeit dieses Rechtsinstituts angeht, so will es uns ausreichend erschei-
nen, aus zwei neueren Abhandlungen zu zitieren, die sich ausdrücklich mit dem Chamäleon 
der Beleihung beschäftigt haben. Unter der Überschrift „Von der fossilen Rechtsfigur zur legis-
lativen Option“ schreibt Udo Steiner (2006: 293) über „Die Beleihung heute“:
„Längst hat sich die Beleihung von ihrem Sagenschatz, den Kaperbriefen, Kolo-
nial- und Kriegsgesellschaften, Privatdozenten, Kartoffelkäfersuchkolonnen und 
Hilfspolizisten in schlesischen Wäldern gelöst […]. Sie hat selbst die Phase hinter 
sich gelassen, in der die Lehrbücher des Verwaltungsrechts unter dem Stichwort 
,Beliehener‘ die üblichen Verdächtigen auflisteten: Ingenieure der Technischen 
Überwachungsvereine, Jagdaufseher, Bezirksschornsteinfegermeister bei Immissi-
onsmessungen, Flugzeug- und Schiffsführer, amtlich anerkannte Vermessungsin-
genieure und anderes mehr. Seitdem die Gesetzgebung des Bundes vor allem seit 
den 1990er Jahren die Beleihung als eigenständige organisationsrechtliche Option 
in Konkurrenz zu traditionellen Formen der Erfüllung von Verwaltungsaufgaben 
anerkannt und generell als Modell des Verwaltungsvollzugs außerhalb der insti-
tutionalisierten Verwaltung eingesetzt hat, hat die Beleihung eine neue Stufe der 
Qualität erreicht.“
Denselben Befund erhebt auch Birgit Schmidt am Busch, die in ihrem Beitrag „Die Beleihung: 
Ein Rechtsinstitut im Wandel“ zur Renaissance dieser Rechtsfigur folgendes ausführt (2007: 
533f ):
„Die Beleihung ermöglicht im modernen auf Kooperation, Verantwortungs- und 
Arbeitsteilung angelegten Verwaltungsstaat die Nutzbarmachung privater Ressour-
cen, ohne auf hoheitliche Handlungsbefugnisse und Einflussmöglichkeiten ver-
zichten zu müssen. Die Übertragung von Hoheitsbefugnissen ist die Besonderheit 
bei der Beleihung, die sie von allen anderen Formen der Beteiligung Privater an 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben abhebt. Der Staat übernimmt nicht selbst die 
Erfüllung der Aufgabe, aber aufgrund der Übertragung von Hoheitsbefugnissen 
7 Zur Kaperei als „lizenzierter Piraterie“ siehe Witt (2008).
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verbleibt ihm ein erhebliches Steuerungspotential gegenüber dem eingeschalteten 
Privaten. Als dogmatisch ausgeformteste Art des Zusammenwirkens von Staat und 
privaten bietet die Beleihung im Gewährleistungsstaat daher größere Rechtssicher-
heit als andere Beteiligungsformen.“
Insbesondere zwei neue Schwerpunkte der Beleihungspraxis seien erkennbar (Schmidt am Busch 2007: 
534):
„• die ,infrastrukturelle‘ Beleihung im Bereich von Infrastrukturmaßnahmen wie 
Fernstraßenbau, Abfallbeseitigung, Endlagerung radioaktiver Abfälle oder die ju-
ristische Datenbank juris, sowie
•  die ,wirtschaftsverwaltungsrechtliche‘ Beleihung im Bereich der technisch-sachverstän-
digen Kontrolle und Überprüfung von Sachen und Personen zur Risikominimie-
rung wie die Einschaltung Privater zur Überwachung und Kontrolle von Herstel-
lungsprozessen oder Zertifizierungen.“
Aktuell im Gespräch (Nachweise bei Schmidt am Busch 2007: 534f ) ist der Einsatz von Beliehenen 
im Gerichtsvollzieherwesen, in der Verkehrsüberwachung, im Maßregel- und im Strafvollzug 
sowie als Sicherheitspersonal an Bahnhöfen, Flughäfen oder öffentlichen Verkehrsflächen, also 
bemerkenswerterweise vor allem in dem sensiblen und zu den Kernaufgaben gehörenden Be-
reich der öffentlichen Sicherheit.
3.3 Public Private Partnerships: als Karrierephänomen jetzt schon in der dritten Generation
PPPs (Public Private Partnerships) sind – das ist der Unterschied zur Konzession und zur Be-
leihung – keine eigenständige Rechtsfigur, sondern bedienen sich unterschiedlicher Rechtsge-
wänder, nämlich des „normalen“ privatrechtlichen Vertrages, seltener des öffentlich-rechtlichen 
Vertrages und häufig auch – wenn eine institutionalisierte Verfestigung angestrebt ist – des ge-
sellschaftsrechtlichen Vertrages (näher dazu Schuppert 2001); den Vorschlägen, der öffentlichen 
Verwaltung ein neu zu konzipierendes Verwaltungskooperationsrecht mit der Rechtsfigur eines 
eigens konturierten Kooperationsvertrages zur Verfügung zu stellen (so Schuppert 2001), war 
bisher kein großer Erfolg beschieden. Aber abgesehen von diesen hier eher nebensächlichen 
Fragen der passenden rechtlichen Einkleidung von PPPs nimmt ihre Verbreitung – auch hin-
sichtlich der Kooperationsintensität – offenbar nach wie vor epidemisch zu (nicht nur auf dem 
neuesten Stand, sondern in der Sache weiterführend Oppen/Sack 2008).
Offenbar sind PPPs als Erscheinungsform der Kooperation der Verwaltung mit nicht-staatli-
chen Akteuren inzwischen „in die Jahre gekommen“: Nach Dietrich Budäus kann man – wie das 
nachstehende Schaubild zeigt – inzwischen drei Generationen von PPPs unterscheiden.
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Abbildung 2: Verlagerung öffentlicher Aufgabenwahrnehmung auf private Unternehmen durch wachsende 
PPP-Felder und neue PPP-Konzepte (Budäus 2006: 26):
Während es bei den klassischen PPPs um die Mobilisierung der in einer Region verfügbaren 
Ressourcen zur Verbesserung von Infrastruktur, Wachstum, Kultur, Bildung und Lebensqua-
lität gegangen sei und gehe, und die zweite Generation der Finanzknappheit der öffentlichen 
Kassen geschuldet sei, werde mit der dritten Generation ein neuer Akzent gesetzt, der an die 
zunehmend realisierte gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen (Corporate Social 
Responsibility, CSR) anknüpfe: 
„Ein radikaler öffentlicher Aufgabenabbau wird für private Unternehmen in der 
Region nur dann noch zu gewinnmaximierenden Strategien führen können, wenn 
gleichzeitig die Unternehmen sich an regionalen Problemlösungen beteiligten. Es 
geht also nicht etwa um die Substitution von Gewinnorientierung durch gesell-
schaftliche Verantwortung, sondern darum, dass Win-Win-Situationen sowohl für 
das private Unternehmen als auch für den öffentlichen Sektor erkannt und in neu-
en Formen der Kooperationen genutzt werden“ (Budäus 2006: 25).
Als neueste Blüte am bunten PPP-Baum hat die Zusammenarbeit öffentlicher Verwaltungen 
mit der arvato AG – einem Tochterunternehmen der Bertelsmann AG – eine größere mediale 
Aufmerksamkeit gefunden. Im Teil eins ihrer Serie „Der verkaufte Staat“ berichtet die „Tages-
zeitung“ (taz) (Ahmia 2007) über die Kooperation von arvato mit dem nordenglischen Bezirk 
Riding, der seit Juli 2005 eine Reihe wichtiger Verwaltungsaufgaben durch den privaten Dienst-
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leister arvato erbringen läßt. Mitarbeiter des Konzerns8 „zahlen dort im Auftrag des Bezirks 
Wohngeld aus, nehmen Steuern ein und betreuen die Bürgerbüros“; in der Spiegel Online-
Ausgabe vom 12. März 2007 wird unter der Überschrift „Private Verwaltung“ über eine Koo-
peration der arvato AG mit der Stadt Würzburg berichtet, um die Verwaltung effizienter und 
bürgerfreundlicher zu machen9:
„Minutiös haben beide Seiten geregelt, wer bei der Kooperation was tun darf. Im 
Vertragswerk gibt es ein eigenes Kapitel für den Fall, dass sich Stadt und Unter-
nehmen einmal nicht einig werden. ,Das letzte Wort hat weder arvato noch die 
Stadt‘, erklärt Kommunalreferent Wolfgang Kleiner. ,Im Streitfall muss ein neutra-
ler Schiedsrichter entscheiden‘“.
Nachdem wir nunmehr verschiedene Staatlichkeitsunternehmer kennengelernt und uns die 
verschiedenen organisatorischen Arrangements und Rechtsfiguren angesehen haben, mittels 
derer versucht wird, Unternehmertum und staatliche Gemeinwohlverantwortung parallel zu 
schalten, wollen wir zum Schluss dieser Skizze nach Theorieangeboten Ausschau halten, die 
uns für das Verständnis und die Analyse der behandelten Phänomene Hilfestellung bieten 
könnten.
4. Auf der Suche nach der „passenden“ Theorie: von korporativer Staatsgewalt über den 
Gewährleistungsstaat zu „private or hybride governance“
Die folgenden Überlegungen stellen den Versuch dar, nach theoretischen Ansätzen Ausschau 
zu halten, die zu dem von uns erhobenen Befund der Ko-Produktion von Staatlichkeit „pas-
sen“, indem sie uns als Analyseraster helfen und – wenn möglich – darüber hinaus Aussagen 
zu den drängenden Fragen der Legitimation ko-produzierter Staatlichkeit ermöglichen. Da es 
sich hier nur um eine Skizze eines größeren Forschungsvorhabens handelt, mit dem wir erst 
am Anfang stehen, dürfen mehr als nur erste Pinselstriche zu einer denkbaren Theorie der Ko-
Produktion von Staatlichkeit an dieser Stelle nicht erwartet werden. Wenn wir uns gleichwohl 
an solchen Pinselstrichen versuchen, so schlagen wir zunächst einmal eine einfache Unterschei-
dung vor, nämlich danach, ob die zu diskutierenden Theorieansätze eher vom Staat oder eher von 
der Gesellschaft her denken.
8 Die Service-Tochter arvato gilt mit ihren 45.700 Mitarbeitern als das ökonomische Herz des Bertels-
mann-Konzerns (88.000 Mitarbeiter).
9 Vgl. Artikel auf spiegel-online vom 27.04.2007: Bertelsmann macht, was Würzburg nicht schafft: 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,479847,00.html.
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4.1 Vom Staat her denkend
Man könnte meinen – und mancher Leser wird dies auch erwarten – dass mit der uns interes-
sierenden „Ko-Produktion von Staatlichkeit“ zuvörderst der sogenannte kooperative Staat in Ver-
bindung gebracht wird, ein Staatstyp, der zwar nicht mehr der jüngste10 und daher auch schon 
ein vielfach beschriebener ist (vgl. stellvertretend Benz 1994; Voigt 1995), der sich aber – insbe-
sondere in Gestalt der Beschäftigung mit sog. kooperativem Staatshandeln (siehe etwa Hansjür-
gens et al. 2003; Holzmann 2006) – offenbar bester Gesundheit erfreut. Gleichwohl wollen wir 
uns diese Brille des kooperativen Staates nicht aufsetzen: sie erscheint uns als zu unspezifisch, 
will alles abdecken, was irgendwie mit Kooperation zu tun hat11 und scheint uns daher zur 
Erhöhung der Sehschärfe bei der Betrachtung von ko-produzierender Staatlichkeit nicht ent-
scheidend beitragen zu können; wir haben uns daher für drei spezifischere Zugänge entschieden, 
die zwar auch kooperatives Staatshandeln zum Gegenstand haben, aber unter einem jeweils 
problemspezifischen Blickwinkel.
4.1.1 Entstaatlichung durch kontraktuelle Politik
Der erste Autor, den wir in den „Theorie-Prüfstand“ bitten, soll Christian Lahusen (2003a; 2003b) 
sein, der mit seinem Konzept der „kontraktuellen Politik“ insofern unmittelbar anschlussfähig 
ist, als er nicht nur mit einer Reihe von Beispielen arbeitet, die auch uns beschäftigt haben, 
sondern zugleich die instrumentelle Seite von Staatlichkeit ko-produzierender Politik zum zentralen 
Thema macht, nämlich das Instrument des Kontrakts. Kontraktuelle Steuerung setzt sich in der Poli-
tik – so macht Lahusen zutreffend geltend – nicht nur deshalb durch, weil sie nützlich ist oder 
einer „Beißhemmung“ des hierarchischen Staates geschuldet ist, sondern weil das kontraktu-
elle Element „der Struktur kooperativer Politik institutionell angepasst und der Modernisie-
rungsrhetorik gegenüber sinnadäquat ist“ (Lahusen 2003b: 1001). Wenn wir unsere „Fälle“ noch 
einmal durchmustern – von der condotta des Renaissancesöldners über die „economic deve-
lopment agreements“ zwischen Transnational Corporations und Entwicklungsstaaten bis zu 
Public Private Partnerships – haben wir es in der Tat mit kontraktueller Politik zu tun, und zwar 
auch dann, wenn die Übereinkunft sich in das Gewand einer hoheitlichen Handlungsform wie 
der Konzession oder der Beleihung kleidet. Insofern haben wir es mit dem Ansatz Lahusens 
mit einem ersten brauchbaren Theoriefaden zu tun, auf den wir „verarbeitend“ später noch 
einmal zurückkommen werden.
10 Als Geburtsstunde gilt gemeinhin der Beitrag von Ernst-Hasso Ritter, Der kooperative Staat. Bemer-
kungen zum Verhältnis von Staat und Wirtschaft (1979).
11 Als Beispiel für eine solche eher „krampfhafte“ Ausflaggung siehe Dose/Voigt (1995).
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4.1.2 Die Idee einer korporativen Staatsgewalt
Der zweite Autor, auf dessen Überlegungen ein kurzer Blick geworfen werden soll, ist Hans-
Georg Dederer, der in seiner Habilitationsschrift für das, was wir Ko-Produktion von Staatlich-
keit nennen, den Terminus „Korporative Staatsgewalt“ geprägt hat (Dederer 2004) und damit in 
einer typisch juristischen Herangehensweise an den staatsrechtlichen Begriff der Staatsgewalt 
anknüpft, um ihn sodann durch die „Integration privat organisierter Interessen in die Aus-
übung von Staatsfunktionen“ gewissermaßen korporativ aufzuladen. Was Dederer mit dieser 
Begriffsschöpfung der „korporativen Staatsgewalt“ im Sinn hat, erläutert er in der Einleitung 
seines Buches wie folgt (2004: 1):
„Staat und Gesellschaft bilden in der Wirklichkeit ein ‚diosmotisches System’. Die 
verfassungstheoretisch zwischen Staat und Gesellschaft bisweilen gezogene Trenn-
wand erweist sich realiter als beidseitig permeable Scheidewand. Aus der Gesell-
schaft heraus vermögen vor allem die Interessenverbände ‚osmotischen Druck’ 
gegenüber dem Staat aufzubauen. Dabei ‚diffundiert’ der Einfluss der gesellschaft-
lichen Interessengruppen in unterschiedlicher Intensität in die Sphäre der staatli-
chen Gewalt [...] Verfassungsrechtlich untersucht werden soll allein die Verflechtung 
privater Interessenorganisationen mit der Ausübung der staatlichen Funktionen 
der Gesetzgebung, der Vollziehung (Regierung und Verwaltung) oder der Recht-
sprechung in der Weise, dass die privat organisierten Interessen die Ausübung der 
jeweiligen Staatsfunktion auf staatliche Veranlassung hin (mit-)steuern. Derartige 
Integration privat organisierter Interessen in die Ausübung von Staatsfunktionen 
soll mit dem Begriff der ‚korporativen Staatsgewalt’ eingefangen werden.“
Worum es ihm also geht, ist die begriffliche Erfassung der Mitsteuerung öffentlicher Aufgabener-
füllung durch privat organisierte Interessen und zwar auf „staatliche Veranlassung“, wobei diese In-
korporierung der nicht-staatlichen Akteure auf verschiedene Weise erfolgen kann, durch förm-
lichen Vertrag, durch Beleihung, durch die sog. gesetzliche Indienstnahme Privater (klassisch 
dazu Ipsen 1950: 141ff) oder auch durch informale Kooperation. Die mit korporativer Staatsge-
walt bezweckte Interessenintegration erfolgt aber nicht um ihrer selbst willen, sondern dient 
ihrerseits bestimmten Funktionen, „nämlich dem Einbringen privater Sachkunde, dem Ge-
währleisten von Betroffenenbeteiligung, dem Herstellen von Konsens, der Kompensation des 
Verlusts bzw. dem (Wieder-)herstellen staatlicher Steuerungsfähigkeit oder dem Kontrollieren 
der Ausübung staatlicher Gewalt“ (Dederer 2004: 624).
Bei näherem Hinsehen erweist sich also der Ansatz Dederers als ein steuerungstheoretischer Ver-
such, der letztlich die staatliche Steuerungsfähigkeit durch die Integration gesellschaftlicher 
Interessen erhöhen will, was ihm bis zum Erreichen der Grenze des Abgleitens in einem kor-
poratistisch-ständisch formierten Staat als verfassungsrechtlich unbedenklich erscheint. Diese 
steuerungstheoretische Perspektive, die korporative Staatsgewalt als gesellschaftliche Mitsteu-
erung staatlicher Aufgabenerfüllung versteht und nach der Legitimationsmöglichkeit solcher 
kondominialer Arrangements (siehe dazu Jestaedt 1993) fragt, ist nicht die Sichtweise, die un-
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serem Begriffsvorschlag von der Ko-Produktion von Staatlichkeit zugrunde liegt, so dass wir 
diesen „Theoriefaden“ der korporativen Staatsgewalt erst einmal als loses Ende behandeln.
4.1.3 Das Leitbild des Gewährleistungsstaates
Was das Leitbild des Gewährleistungsstaates und seine ersten theoretischen Konturen angeht, 
so könnten wir uns selbst in den Zeugenstand bitten (Schuppert 2005; siehe ferner Hoffmann-
Riem 2001), überlassen aber die Rolle des Referenzautors lieber Manfred Röber, der in einem 
2005 erschienenen Beitrag für das Handbuch der Verwaltungsreform die Idee des Gewährleis-
tungsstaates wie folgt gekennzeichnet hat (Röber 2005 : 88):
„Inzwischen zeichnet sich ein Umdenken ab. Auf der Grundlage des Subsidiari-
tätsprinzips wird über eine neue Arbeitsteilung zwischen Staat, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft nachgedacht, in der Politik und Verwaltung zum Teil gänzlich andere 
Aufgaben als im traditionellen Staatshandeln zu übernehmen haben. Als konzep-
tioneller Bezugsrahmen für diese Überlegungen hat sich das Modell des Gewähr-
leistungsstaates herauskristallisiert. Das heißt, der Staat stellt die Erfüllung eines 
bestimmten Angebots an öffentlichen Aufgaben sicher (über das politisch zu ent-
scheiden ist), ohne dass diese Aufgaben notwendigerweise von staatlichen Institu-
tionen erbracht werden müssen.“
Das Herzstück des Konzepts des Gewährleistungsstaates ist der Gedanke der Verantwortungstei-
lung (siehe dazu Trute 1999), also eines koordinierten arbeitsteiligen Zusammenwirkens von 
staatlichen, halbstaatlichen und privaten Akteuren, die in einem bestimmten Politikfeld tätig 
sind und die – wie etwa im Bereich der Sozialpolitik die öffentliche Verwaltung, die Wohlfahrts-
verbände, die Selbsthilfegruppen und die „Neuen Sozialen Bewegungen“ – ihren je spezifischen 
Beitrag zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe leisten. Die Erkenntnis, dass nicht alle im 
öffentlichen Interesse liegenden Aufgaben von der staatlichen Verwaltung selbst erfüllt werden 
können, sondern häufig – wie im Bereich der Sozialpolitik – eine Gemengelage von öffent-
lichen, halböffentlichen und privaten Anbietern gemeinwohlrelevanter Dienstleistungen exi-
stiert (Beispiele: Suchtberatung oder Familienhilfe), macht ein Konzept erforderlich, in dem es 
um die Zuweisung und Definition von Rollen staatlicher, halbstaatlicher und privater Akteure 
geht (siehe dazu Schuppert 1998). In dem Konzept der Verantwortungsteilung (zum Ganzen 
Schuppert 2002) geht es daher auch nicht etwa darum, Unterschiede zwischen staatlichen und 
privaten Akteuren einebnen zu wollen oder gar private Anbieter zu etatisieren, vielmehr macht 
der Begriff gerade darauf aufmerksam, dass unter Nutzung der je unterschiedlichen Bindungen, 
Handlungsorientierungen und Handlungsrationalitäten staatliche und private Akteure zu ge-
meinsamer Zielverwirklichung beitragen können und sollten.
Mit diesem Konzept eines verantwortungsteilenden Zusammenwirkens von staatlicher und 
privater Verhandlungskompetenz verfügen wir ganz offensichtlich über einen weiteren Theo-
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riefaden, an den wir später – aus einer zusammenfassenden Gesamtperspektive – werden an-
knüpfen können.
4.2 Von der Gesellschaft her denkend
Wenn wir jetzt unter dieser Überschrift zwei weitere Theorieansätze kurz anschauen, so ist uns 
dabei bewusst, dass diese Trennung „vom Staat oder von der Gesellschaft her denkend“ keine 
trennscharfe oder gar dichotomische Entgegensetzung sein kann, denn wie gerade das Leitbild 
des Gewährleistungsstaates zeigt, versucht dieses Leitbild, von beiden Enden aus zu denken 
(vgl. dazu Schuppert 2007b), in dem es Markt und Staat miteinander auszubalancieren sucht, 
eine Vorgehensweise, die möglicherweise die durchaus steile Karriere dieses Staatsleitbildes zu 
erklären vermag. Gleichwohl halten wir es aus analytischen Gründen für sinnvoll, das Denken 
vom Staat her – wofür die gewählten Semantiken der Staatsentlastung und der korporativen 
Staatsgewalt als typisch erscheinen – und das Denken von der Gesellschaft her – wofür die Re-
deweise von der Privatisierung von Governance stehen mag – vorerst auseinanderzuhalten.
4.2.1 The Institutionalization of Private Governance
Unter dieser begrifflichen Flagge segeln eine Reihe von Publikationen, die sich vor allem mit 
der Privatisierung von Rechtsetzung beschäftigen. Zu nennen ist hier zunächst das umfang-
reiche Buch von Harm Schepel (2005), das den programmatischen Titel „The Constitution of 
Private Governance“ trägt und das am Beispiel von Produktsicherheits-Standards den Bogen 
zum Teubnerschen Thema „Global Law without a State“ (Teubner 1997) schlägt. In eine ähnliche 
Richtung gehen die Überlegungen von Philipp Pattberg (2005: 592), der „private governance“ als 
funktionales Äquivalent zu „public governance“ versteht, wofür dort ein gesteigertes Bedürfnis 
besteht, wo nationalstaatliche Rechtsetzungsinstanzen den Normierungsbedarf nicht ausrei-
chend befriedigen könnten; insoweit gehen die Begriffe „private governance“ und „transnatio-
nal governance“ eine enge Verbindung ein: 
„It emphasizes the role of private actors, both profit and nonprofit, in the esta-
blishment and maintenance of issue-specific transnational rule systems in contrast to 
either private agenda setting and lobbying or international rule making. Therefore, 
private governance could be understood as a functional equivalent to public forms of 
global governance involving states and intergovernmental institutions.”
Auch in dem Beitrag von Johannes Köndgen (2006), der die mannigfachen Erscheinungs-
formen der „Privatisierung des Rechts” in verdienstvoller Weise systematisiert und dabei im 
Untertitel seiner Abhandlung ebenfalls den Begriff von „private governance“ verwendet, wird 
der Bezug zu Transnationalisierung und Globalisierung hergestellt, vor allem aber eine rechts-
soziologische Überlegung angestellt, die unser besonderes Interesse verdient. Köndgen fragt 
nach dem Verhältnis von staatlichem Rechtssystem und privater Regelsetzung als Erscheinungsform 
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von private governance und bestätigt hier auf rechtstheoretischer Ebene, was Sebastian Botzem 
und Jeanette Hofmann zur Interaktion von staatlicher und privater Normsetzung dargestellt haben; 
es heißt dazu bei ihm wie folgt (Köndgen 2006: 512f ):
„Aus rechtssoziologischer Sicht ist das Thema zunächst und ganz allgemein ge-
sellschaftliche Arbeitsteilung, funktionale Differenzierung, soziale Komplexität. 
In einer Welt dezentralisierten Wissens und dezentralisierter Diskurse erhöht das 
Rechtssystem durch die Zulassung privatisierten Rechts sein gesellschaftliches Wissen und 
seine Lernfähigkeit. […] Der Rückgriff auf private Regelsetzung ist aber kein Manko 
des staatlichen Rechts, sondern im Gegenteil eine unentbehrliche Vorbedingung 
seiner sozialen Lernfähigkeit. Je komplexer die Welt, desto weniger wird es dem 
Staat und dem politischen System gelingen, den Wissensvorsprung der Fachleute 
einzuholen und das ,technisch‘ richtige Regelinstrumentarium selbst vorzuhalten. 
Das Bedürfnis für solche Lernfähigkeit ist unter anderem bereits in der Struktur 
des staatlichen Rechts selbst eingebaut: Es ist der zu hohe Generalisierungsgrad des 
staatlichen Rechts, welches der Nachfrage nach partikularen, sektoralen oder loka-
len Ordnungen nicht nachkommen kann. Dabei stützt staatliches Recht sich nicht 
nur auf das ‚technische’ Expertenrecht im engeren Sinne, sondern auch auf andere 
partikulare, bereichsspezifische Rationalitäten und Diskurse, z.B. in der interna-
tionalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit oder unter kooperierenden Insolvenzver-
waltern bei grenzüberschreitenden Insolvenzen. Nicht zuletzt hier liegt auch eine 
Ursache für die Verbreitung Allgemeiner Geschäftsbedingungen – die ja funktional 
nichts anderes sind als sektorales dispositives Vertragsrecht – und für ’lokales’ oder 
gruppenspezifisches Recht wie Verbandssatzungen oder Betriebsvereinbarungen. 
In systemtheoretischer Sprache: Das Rechtssystem behält seine operative Geschlossen-
heit, aber es wird kognitiv offen. Das ist neu.“
Dieser Theoriefaden erscheint uns festhaltenswert; wir werden auf ihn zurückkommen.
4.2.2 Private Interest Government as a „mixed mode“ of policy-making
Die Begriffsbildung „Private Interest Government“ (PIG) hatten wir schon vor fast zwanzig Jah-
ren für bemerkenswert gehalten (Schuppert 1989) und wir finden sie nach erneuter Lektüre 
des begriffsbildenden Aufsatzes von Wolfgang Streeck und Philippe C. Schmitter (1985) inte-
ressanter denn je. Wie erinnerlich, ging es Streeck und Schmitter um die Bereicherung der 
drei etablierten Modelle sozialer Ordnung – Community, Market and State – um ein weiteres 
Ordnungsmodell, nämlich das von ihnen sog. „associative model“, in dem es um die Ordnungs-
funktion von „associations“ geht, und zwar um den Assoziationstyp der organisierten Interessen. 
Es geht ihnen also nicht um die staatliche Politik konterkarierende „Herrschaft der Verbände“, 
sondern um ihren Beitrag als Mitgestalter von Politik; zur Kennzeichnung dieser Funktion 
schlagen sie den Begriff „private interest government“ vor und erklären dies wie folgt (Streeck/
Schmitter 1985: 17):
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„In this chapter, we speak of ‘private interest government’ to emphasize that we 
are exclusively concerned with the self-‘government’ of categories of social actors 
defined by a collective self-regarding interest. Secondly, the concept of ‘private go-
vernment’ is often associated with the notion of an illegitimate use of power (Lowi 
1979), for example when Bauer and Cohen (Bauer/Cohen 1983) define ’private go-
vernments’ by their capacity to pre-empt and frustrate public (industrial) policy. 
For your part, we prefer to reserve the concept for arrangements under which an 
attempt is made to make associative, self-interest collective action contribute to the achie-
vement of public policy objectives.”
Als – wie man es auch nennen könnte – „partners in governance” wachsen die organisierten In-
teressen aus der rein privaten Rolle heraus12 und in einen öffentlichen Status hinein, ein Prozess, 
den Streeck und Schmitter wie folgt analysieren und benennen (1985: 20):
„As a result of their assumption of self-disciplinary responsibilities as private inte-
rest governments, interest associations can come to develop a special relationship 
to the state and the ‘legal complex’ that can be subsumed under the concept of ’politi-
cal status’ (Offe 1981). This involves much more than just a right to be consulted by 
the government on legislation. Essentially, it means sharing in the state’s authority 
to make and enforce binding decisions […] The peculiar facilitative role of the sta-
te with respect to private interest government – which typically is highly indirect, 
subtle and unobtrusive (Streeck 1979; Streeck et. al. 1981) – does not seem to be 
adequately captured in terms of a relationship between the association and one en-
vironment among others. ‘Public Status’ refers to the, direct or indirect, acquisition 
of a unique resource that no other environment but the state has to offer: the ability 
to rely on legitimate coercion. Organization theory trends to be ‘state-free’ in the 
sense that it does not systematically recognize this crucial distinction – crucial, in 
any case, for understanding the emergence of a corporative – associative order. It 
appears that, in the same way as organization theory may have to incorporate a poli-
tical and politicized concept of interest, the reality of modern interest organization 
confronts it with the need to involve itself more closely with theories of the state.”
Auch dieser Theoriefaden scheint uns nicht nur passend, sondern wichtig zu sein.
12 Zu diesen Prozessen des Hineinwachsens des privaten Sektors in den Bereich der staatlichen Aufga-
benerfüllung und des Herauswachsens des Staates in den Bereich des Öffentlichen siehe Schuppert 
(1981).
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4.3 Zur Notwendigkeit der Entwicklung einer Theorie der Hybridisierung von Governance
4.3.1 Einige bilanzierende Überlegungen vorweg
Wenn wir die von uns vorgenommene Durchmusterung der theoretischen Ansätze noch ein-
mal Revue passieren lassen, so scheinen uns drei Einsichten übrig zu bleiben. Die erste Einsicht 
besteht darin, dass es nicht weiterführt, entweder vom Staat her zu denken und dessen Rolle 
neu zu definieren, etwa als Rückzug oder Ausfransung, noch von der Gesellschaft her zu denken 
und ihr gewissermaßen usurpatorisches Hineinwachsen in die staatliche Politikgestaltung mit 
den Attributen „Private Governance“ oder „Korporative Staatsgewalt“ zu belegen, sondern dass 
es darum geht, von Gesellschaft und Staat her zu denken, das Zusammenwirken staatlicher und 
privater Handlungskompetenz in den Blick zu nehmen und deshalb von mixed modes of public 
policy zu sprechen. Dies führt zu der zweiten Einsicht, dass die sich verändernden Beziehungen 
zwischen dem staatlichen, privaten und Dritten Sektor in den Mittelpunkt treten müssen (aus-
führlich dazu Schuppert 1998), die politikfeldspezifischen und sich wandelnden Interaktionen 
zwischen privaten und staatlichen Produzenten von Staatlichkeit, eine prozessorientierte Perspek-
tive also, nenne man diese – bezogen auf die transnationale Regulierung – „the new global de-
vision of regulatory labour“ (Lipschutz/Fogel 2002) oder genereller „the new interplay between 
the state, business and civil society“ (Wolf 2007). Diese moderne Staatlichkeit kennzeichnende Ver-
schränkung von staatlichen und nicht-staatlichen Gemeinwohlbeiträgen – mixed mode or new 
interplay – gilt es – und dies ist die dritte Einsicht – sprachfähig zu machen, also dafür einen 
Begriff zu finden, der diesen Verzahnungseffekt wie das Prozesshafte des Phänomens der Ko-
Produktion von Staatlichkeit angemessen zu erfassen vermag; wir schlagen vor, dafür an den 
auch sonst schon häufiger ins Spiel gebrachten Begriff der Hybridität anzuknüpfen und hinfort 
von der Hybridisierung von Governance zu sprechen.
4.3.2 Erscheinungsformen und Typen der Hybridisierung von Governance
Als ersten kleinen Schritt auf dem Weg zu einer Theorie hybrider Governance schlagen wir vor, 
drei Erscheinungsformen der Hybridisierung von Governance zu unterscheiden, nämlich die rechtliche, 
die organisatorisch/institutionelle und die funktionale Hybridisierung.
4.3.2.1 Rechtliche Hybridisierung
Von einer rechtlichen Hybridisierung kann in den Fällen gesprochen werden, in denen die 
Rechtsordnung selbst rechtliche Konstruktionen – governance-theoretisch gesprochen: Rege-
lungsstrukturen – bereitstellt und entwickelt, die ein Zusammenwirken staatlicher und privater 
Handlungskompetenz vorsehen bzw. ermöglichen. Drei solcher Regelungsstrukturen haben 
wir bereits kennengelernt und näher besprochen: die Konzession, die Beleihung und den Ver-
trag, sei es als zivilrechtlichen, sei es als öffentlich-rechtlichen Vertrag. Aus der Prozessperspek-
tive von Governance ist nun besonders bemerkenswert, dass es sich bei diesen Ko-Governance 
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ermöglichenden Rechtsinstituten durchaus um patinabesetzte Rechtsinstitute handeln kann, deren 
funktionale Vielseitigkeit gewissermaßen „wiederentdeckt“ wird, dass andererseits die Not-
wendigkeit neuer Regelungsstrukturen reklamiert wird, wie etwa bei dem Ruf nach einem zu 
schaffenden Verwaltungskooperationsrecht und das drittens neue Rechtsinstitute entstehen, 
wie etwa die Zertifizierung und Akkreditierung13, die wegen ihres hybriden Charakters (Pünder 2006) 
die Rechtswissenschaft vor schwierige Qualifikationsprobleme stellen, die Eberhard Schmidt-
Aßmann in für uns lehrreicher Weise wie folgt skizziert hat (2004:143, Rdnr. 57):
„Die so begründeten Kontrollverhältnisse sind rechtlich nicht einfach einzustu-
fen. In der Literatur finden sich Stimmen, die die Akkreditierung als Beleihung 
und die Zertifizierung folglich als eine hoheitliche Produktzulassung nach Art tra-
ditioneller Genehmigungen einstufen (Scheel 1999). Andere sehen zertifizieren-
de Stellen als Repräsentanten einer gemeinschaftsrechtlich gegründeten eigenen 
Hoheitsgewalt an (Röhl 2000: 28ff). Beide Ansichten dürften jedoch dem gewan-
delten Aufgabenverständnis nicht hinreichend Rechnung tragen: Produktsicherheit 
ist nicht nur substantiell und haftungsrechtlich die Verantwortung der beteiligten 
Wirtschaftskreise; sie wird auch kompetentiell dort belassen. Die zertifizierenden 
Stellen nehmen nicht vom Staat übertragene Aufgaben wahr, sondern handeln als 
vom Hersteller Beauftragte (Seidel 2000). Das Beispiel zeigt die Notwendigkeit, das 
überkommene Verwaltungsorganisationsrecht um Formen zu ergänzen, die die ge-
nannten Entwicklungen im Schnittpunkt von Europäisierung und Privatisierung 
aufzunehmen geeignet sind.“
Damit sind wir schon beim nächsten Stichwort angelangt.
4.3.2.2 Organisatorisch-institutionelle Hybridisierung
Von einer organisatorisch-institutionellen Hybridisierung von Governance – die sich übrigens 
mit der rechtlichen Hybridisierung häufig überschneidet – kann in den Fällen gesprochen wer-
den, in denen es nicht – wie in dem vorhergehenden Gliederungspunkt – um das Verhältnis 
von Staat und Privatem geht und dabei um die Ausgestaltung von Rechtsverhältnissen mit starkem 
Grundrechtsbezug14, sondern um den Bereich der Verwaltungsorganisation und des Verwaltungs-
organisationsrechts. Hier treffen wir einerseits auf das Phänomen der „Hybridisierung öffent-
licher Aufgabenträger als organisatorischer Konsequenz einer zunehmenden Verzahnung von 
öffentlichem und privatem Sektor“ (Schuppert 2006: Rdnr. 120ff) – Beispiele sind etwa die nicht 
mehr unter uns weilende Treuhandanstalt und Organisationsmodelle in der Kredit- und Was-
serwirtschaft (Schuppert 2000b) – zum anderen auf das interessante und juristisch noch wenig 
13 Dazu Röhl (2000).
14 Die privaten Akteure können sich in der Regel auf die Grundrechte der Berufsfreiheit (Art. 12 GG), des 
Eigentums (Art. 14 GG) und der unternehmerischen Handlungsfreiheit (Art. 2 GG) berufen.
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erforschte Gebilde der Netzwerke (dazu Möllers 2005), die wir hier als Beispiel für eine organi-
satorisch-institutionelle Hybridisierung von Governance heranziehen wollen.
Als Beispiel scheinen uns besonders transnationale Politiknetzwerke als Erscheinungsform einer 
Institutionenkultur jenseits des Nationalstaates (siehe dazu Gosewinkel/Schuppert 2008) geeig-
net zu sein, worunter Patrick Kenis, Andreas Nölke und Jörg Raab „Gruppen von korporativen 
öffentlichen, privaten oder zivilgesellschaftlichen Akteuren verstehen, die grenzüberschreitend 
auf die Formulierung und Implementation sektoraler Politik mit internationaler bzw. globaler 
Reichweite hinwirken“ (Kenis et al. 2008). Solche Netzwerke seien durch die folgenden sechs 
Merkmale charakterisiert (Kenis et al. 2008):
„(1) erstens basieren Politiknetzwerke auf Verhandlungen zwischen korporativen 
Akteuren und dem Austausch von materiellen und politischen Ressourcen;
(2) zweitens findet Kontrolle über Reputation statt, d.h. ein Verstoß gegen Verein-
barungen wird sozial sanktioniert und verursacht einen fundamentalen Verlust an 
Vertrauen […]
(3) im Unterschied zum Markt sind drittens kollektive Ziele erreichbar, was Netz-
werke eigentlich erst für die Regelung kollektiver Sachverhalte bzw. die Formulie-
rung und Implementation von Politik geeignet macht;
(4) viertens erfolgt die Entscheidungsfindung multilateral, d.h. die innerhalb eines 
Politiknetzwerkes versammelten Akteure setzen sich zumindest ins Benehmen 
[…];
(5) was fünftens ein eher horizontales Beziehungsgefüge zur Folge hat;
(6) daher ist sechstens die Orientierung der Akteure innerhalb eines Politiknetz-
werkes primär auf das gemeinsame Problem bzw. den kollektiven Sachverhalt ge-
richtet, was zusammen mit dem Pooling der zur Problembewältigung notwendigen 
Ressourcen den dominanten Integrationsmechanismus darstellt. Politiknetzwerke 
sind durch eine funktionale Differenzierung gekennzeichnet, d.h. die Akteure in-
nerhalb eines Netzwerkes nehmen unterschiedliche Funktionen wahr und bringen 
daher auch unterschiedliches Wissen und unterschiedliche Kompetenzen ein.“
4.3.2.3 Funktionale Hybridisierung
Von funktionaler Hybridisierung von Governance kann in den Fällen gesprochen werden, in 
denen weder von der Rechtsordnung bereitgestellte Rechtsinstitute, noch institutionelle Ar-
rangements der Verwaltungsorganisation die Produktionsanteile von staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren bei der Bereitstellung öffentlicher Güter oder der Regelung kollektiver 
Sachverhalte bündeln oder einander zuordnen, sondern in denen sich die „Tatbeiträge“ der 
verschiedenen Akteure komplementär oder substituierend ergänzen, wobei dieses Ergänzungs-
verhältnis rechtlich eben nicht ausgeformt sein muss und die „Ergänzungsdichte“ eine große 
Bandbreite und Varianz aufweisen kann (siehe dazu Augsberg 2003; Röhl 2007). Als Beispiel da-
für soll uns der Bereich der Regelsetzung, und zwar insbesondere der Bereich der nicht-staatlichen 
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Standardsetzung dienen (dazu Botzem/Hofmann 2008). Virginia Haufler hat unter dem schönen 
Titel „A Public Role for the Private Sector“ diese funktionale Hybridisierung durch „industrial 
self-regulation“ wie folgt beschrieben (Haufler 2001: 29):
„When companies establish their own rules and standards in socio-political areas, 
these can complement or supplement government regulation, especially in countries with 
weak capacity to regulate. International standard setting fills in the gaps where na-
tional regulatory systems conflict or remain silent. Where governments do not govern, 
the private sector does – often in response to the demands of public interest groups 
who find themselves unable effectively, political leaders may see private governance 
as a valuable tool to achieve public ends.”
In dieselbe Richtung argumentiert Errol E. Meidinger (2000), mit dessen Zitat wir diese kleine 
Gedankenskizze zur Ko-Produktion von Staatlichkeit abschließen wollen:
„Private organizations have recently established numerous programs aimed at im-
proving the environmental performance of industry. Many of the new programs 
seek to define and enforce standards for environmental management, and to make 
it difficult for producers not to participate in them. They claim, explicitly and im-
plicitly, to promote the public interest. They take on functions generally performed by 
government regulatory programs, and may change or even displace such programs. 
Private environmental regulatory programs thus have the potential to significantly 
reshape domestic and international policy institutions by changing the locus, dy-
namics, and substance of policy making.”
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Projektbeschreibung des Teilprojekts A3
Das Projekt untersucht, welche Rolle der Rechtsstaatlichkeit 
als Governance-Ressource in Räumen begrenzter Staat-
lichkeit zukommt. Wie verändern sich die Rolle und die Er-
scheinungsform von Rechtsstaatlichkeit, wenn die Erschei-
nungsformen klassischer nationalstaatlicher Governance im 
Innern erodieren oder im Prozess der Transnationalisierung 
eine andere Gestalt annehmen? Dabei liegt dem Projekt als 
zentrale These zugrunde, dass es sich bei Recht und Rechts-
staatlichkeit um ein zentrales Gemeinschaftsgut handelt, 
das für die Bereitstellung anderer Gemeinschaftsgüter von 
vorgängiger Bedeutung ist.
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